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Änderungsantrag 

Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Drucksache 20/2744 
 
 
 
A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen empfiehlt dem Ple-

num, den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des Änderungsantrags Drucks. 
20/2744 – und damit in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung – in zweiter Le-
sung anzunehmen. 

 
 (CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD gegen AfD bei Enthaltung Freie Demo-

kraten, DIE LINKE) 
 
B. Bericht 
 
 1. Der Gesetzentwurf war dem Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und 

Wohnen in der 27. Plenarsitzung am 11. Dezember 2019 nach der ersten Lesung 
zur Vorbereitung der zweiten Lesung überwiesen worden. 

 
 2. Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen hat zu dem Gesetz-

entwurf eine schriftliche und am 11. März 2020 eine öffentliche mündliche Anhö-
rung durchgeführt. 

 
 3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen hat sich zuletzt in 

seiner Sitzung am 13. Mai 2020 mit dem Gesetzentwurf befasst und den unter A 
genannten Beschluss gefasst. 

 
  Zuvor war der Änderungsantrag Drucks. 20/2630 abgelehnt worden. 
 
  (CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, AfD gegen SPD, Freie Demokraten bei 

Enthaltung DIE LINKE) 
 
  Der Änderungsantrag Drucks. 20/2744 wurde angenommen. 
 
  (CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD gegen AfD bei Enthaltung Freie De-

mokraten, DIE LINKE) 
 
 
Wiesbaden, 13. Mai 2020  
  
Berichterstattung: 
Tobias Eckert 

Ausschussvorsitz: 
Janine Wissler 
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20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 



Gesetz 
zur Änderung der Hessischen Bauordnung 

 
Vom 

 
 

Artikel 1 
 

Die Hessische Bauordnung (HBO) vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198) wird wie folgt geändert:  
 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 77 folgende Angabe eingefügt:  

 „§ 77a Typengenehmigung“ 
 
2. § 6 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:  

  „2. in Gewerbe- und Industriegebieten, ausgenommen an den Grenzen zu Ge-
bieten anderer Nutzung, sowie für Windkraftanlagen und Antennenanlagen 
im Außenbereich 0,2 H.“ 

 b) In Abs. 11 Nr. 2 wird das Wort „soweit“ gestrichen.  

 c) In Abs. 12 Satz 2 werden die Wörter „und Nutzungsänderungen“ gestrichen.  
 
3. In § 7 Abs. 3 Satz 4 wird vor der Angabe „§ 70 Abs. 1“ die Angabe „§ 69 Abs. 2 Satz 1, 

2 und 4,“ eingefügt. 
 
4. § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

 „2.  in sonstigen Nutzungseinheiten, die keine Räume besonderer Art oder Nutzung im 
Sinne des § 2 Abs. 9 sind, die Aufenthaltsräume, in denen bestimmungsgemäß Per-
sonen schlafen,“ 

 
5. In § 36 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Geschoss“ die Wörter „mit Aufenthalts-

räumen“ eingefügt. 

6. § 38 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

 „2. für die Verbindung von höchstens zwei Geschossen innerhalb derselben Nutzungs-
einheit von nicht mehr als 200 m² Grundfläche; in Geschossen mit mindestens ei-
nem Aufenthaltsraum muss ein anderer Rettungsweg erreichbar sein;“ 

 
7. In § 58 Abs. 1 Satz 2 wird nach dem Wort „hat“ das Wort „die“ eingefügt. 

8. In § 64 Abs. 5 Satz 1 werden nach der Angabe „Satz 1“ ein Komma und die Angabe „3“ 
eingefügt. 

9. Nach § 77 wird folgender § 77a eingefügt:  

 „§ 77a 
 Typengenehmigung 

 (1) 1Für bauliche Anlagen, die in derselben Ausführung an mehreren Stellen errichtet wer-
den sollen, wird auf Antrag durch das Regierungspräsidium Gießen eine Typengenehmi-
gung erteilt, wenn die baulichen Anlagen oder Teile von baulichen Anlagen den Anforde-
rungen nach diesem Gesetz und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften ent-
sprechen. 2Eine Typengenehmigung kann auch für bauliche Anlagen erteilt werden, die in 
unterschiedlicher Ausführung, aber nach einem bestimmten System und aus bestimmten 
Bauteilen an mehreren Stellen errichtet werden sollen; in der Typengenehmigung ist die 
zulässige Veränderbarkeit festzulegen. 3Für Fliegende Bauten wird eine Typengenehmi-
gung nicht erteilt.  

 (2) 1Die Typengenehmigung gilt fünf Jahre. 2Die Frist kann auf Antrag jeweils bis zu fünf 
Jahren verlängert werden; § 74 Abs. 7 Satz 3 gilt entsprechend.  

 (3) Typengenehmigungen anderer Bundesländer gelten auch im Land Hessen. 

 (4) 1Eine Typengenehmigung entbindet nicht von der Verpflichtung, ein bauaufsichtliches 
Verfahren durchzuführen. 2Die in der Typengenehmigung entschiedenen Fragen sind von 
der Bauaufsichtsbehörde nicht mehr zu prüfen. 3§ 68 bleibt im bauaufsichtlichen Verfahren 
unberührt, soweit die bautechnischen Nachweise nicht Gegenstand der Typengenehmigung 
sind.  

Anlage 
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 (5) Die §§ 67, 69 Abs. 2 und 5 Satz 1 und 2, § 70 Abs. 1 mit Ausnahme der Beteiligung 

der Gemeinde, § 70 Abs. 2 und § 73 Abs. 1 und 2 Satz 2 gelten entsprechend; § 68 gilt 
für das Typengenehmigungsverfahren entsprechend, soweit Anforderungen betroffen sind, 
die Gegenstand der Typengenehmigung sind. Soweit in der Typengenehmigung nicht an-
ders bestimmt, bescheinigen Befähigte im Sinne des § 68 die mit der Typengenehmigung 
übereinstimmende Bauausführung entsprechend § 83 Abs. 2.“ 

 
10.  In § 86 Abs. 1 Nr. 18 wird die Angabe „Abs. 3“ durch „Abs. 4“ ersetzt.  
 
11. Dem § 89 Abs. 3 wird als Satz 3 angefügt:  

 „3Satz 1 und 2 gelten entsprechend für die Erteilung von Typengenehmigungen.“ 
 
12. Die Anlage zu § 63 wird wie folgt geändert: 

 a) Nr. I wird wie folgt geändert: 
 

aa) In den Nr. 3.1, 3.2, 3.4, 3.5 und 3.6 wird jeweils die Angabe „Nr. 4 und 5“ 
durch die Angabe „Nr. 5 und 6“ ersetzt. 

bb) In der Nr. 3.8 wird die Angabe „Nr. 5“ durch die Angabe „Nr. 6“ ersetzt.  

cc) In der Nr. 4.1 wird die Angabe „des Abschnitts V Nr. 2 und 5“ ersetzt durch 
die Angabe „des Abschnitts V Nr. 2 und 6“ und die Angabe „des Abschnitts 
V Nr. 4“ wird ersetzt durch die Angabe „des Abschnitts V Nr. 5“. 

dd) In der Nr. 4.5 wird die Angabe „Nr. 5“ durch die Angabe „Nr. 6“ ersetzt. 

ee) Nr. 5.1.1 wird wie folgt gefasst: 

„5.1.1 bis 15 m Gesamthöhe, auf Gebäuden gemessen ab dem Schnittpunkt 
der Anlage mit der Dachhaut, und bei Parabolantennen mit Reflek-
tordurchmesser bis 1,20 m, bei über 10 m Gesamthöhe unter dem 
Vorbehalt des Abschnitts V Nr. 4,“ 

ff) In der Nr. 5.3.5 wird die Angabe „Nr. 1 und 5“ durch die Angabe „Nr. 1 
und 6“ ersetzt. 

gg) In den Nr. 6.1, 6.2 und 6.3 wird jeweils die Angabe „Nr. 5“ durch die 
Angabe „Nr. 6“ ersetzt.  

b) Nr. IV wird wie folgt geändert: 

In den Nr. 2 und 3 wird jeweils die Angabe „Nr. 5“ durch „Nr. 6“ ersetzt. 

c) Nr. V wird wie folgt geändert: 

aa) In der Nr. 3 wird die Angabe „11.7.2“ durch die Angabe „11.8.2“ ersetzt.  

bb) Nach Nr. 3 wird als neue Nr. 4 eingefügt: 

„4. Beteiligung von Prüfsachverständigen für Standsicherheit 

Das Vorhaben darf erst ausgeführt werden, wenn eine hierfür nach § 68 Abs. 3 
Satz 1 berechtigte Person die statisch-konstruktive Unbedenklichkeit festge-
stellt und der Bauherrschaft bescheinigt hat.“ 

cc) Die bisherigen Nr. 4 und 5 werden die neuen Nr. 5 und 6.“ 

 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten Art. 1 
Nr. 1 und Nr. 9 und 10 am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des zwölften auf die Verkündung 
folgenden Kalendermonats] in Kraft. 
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